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   Stadt Schöningen 
   Der Bürgermeister 
    
    
   Vorlage 
   V 64-1/2024 
 
 

Betriebsführungsverträge zwischen der Stadt 
Schöningen und dem Deutschen Roten Kreuz e. V. 

Kreisverband Helmstedt 
 

 Haushaltsrechtliche / finanzielle Auswirkungen siehe Sachverhaltsdarstellung 
 
Fachbereich: Bürgerdienste 
BearbeiterIn: Frau Backhauß/ Frau Bock 

Datum 
02.12.2024 

 
Beratungsfolge 

Gremium Zuständigkeit Sitzungsdatum öffentlich 
nicht 

öffentlich 

VA Empfehlung 10.12.2024   

Rat Beschlussfassung 12.12.2024   

 
Beschlussvorschlag: 
Die Verwaltung wird ermächtigt die Betriebsführungsverträge mit dem Deutschen Roten 
Kreuz e.V., Kreisverband Helmstedt, in der anliegenden Fassung abzuschließen. 
 
Sachverhaltsdarstellung, Begründung, ggf. finanzielle Auswirkungen: 
Bereits mit Beschluss der Vorlage V 103/2018 wurde die Verwaltung ermächtigt, mit dem 
Deutschen Roten Kreuz e.V., Kreisverband Helmstedt, einen neuen 
Betriebsführungsvertrag abzuschließen, wenn die geplanten Baumaßnahmen 
abgeschlossen sind. Mit dem DRK wurde nach ersten Beratungen hierzu Einvernehmen 
hergestellt. Die Fertigstellung der Kita Hopfengarten erfolgte bereits im Frühjahr 2022, die 
Umbaumaßnahmen in der früheren Krippe Rumpumpel, jetzt Kita Steintor, konnten vor 
kurzem abgeschlossen werden. 
 
Wie in der Ursprungsvorlage V 64/2024 bereits erläutert, hat eine Arbeitsgruppe der 
kommunalen Träger für DRK-Kitas im Landkreis Helmstedt, einen Entwurf für einen 
einheitlichen Betriebsführungsvertrag der kommunalen Träger mit dem Deutschen Roten 
Kreuz e.V., Kreisverband Helmstedt (DRK) erarbeitet.  
 
Die wesentlichen Änderungen lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
Es herrschte Konsens in der Gruppe, dass die Forderung nach einer Anhebung der 
jahrzehntealten Pauschalen grundsätzlich berechtigt ist, da sich die Preise am Markt 
zwischenzeitlich nach oben entwickelt haben. Eine vom DRK angestrebte dynamische 
Steigerung wurde als begründet und vorteilhaft für Kommunen und Kita-Träger 
angesehen. Gemessen am Durchschnitt der Verbraucherpreisindizes der vergangenen 
Jahre (hier 1,83%) sowie dem inflationsbedingten Maximum der vergangenen zwei Jahre, 
wurde die angestrebte Dynamik i.H.v. 2,00% als angemessen und begründet eingestuft. 



  

Bei den nachstehenden Punkten konnte die AG den Vorstellungen des DRK nicht folgen. 

Es handelt sich im Einzelnen um:  
1. Übernahme der Kosten für die pädagogische Leitung und die Fachberatung 
2. Kosten für die IT 
3. Nichtpädagogisches Personal 
4. Erhöhung der allgemeinen Verwaltungskostenpauschale. 

 
Auf HVB-Ebene ist eine Abstimmung in diesem Punkten nicht zu erreichen gewesen. Die 
Stadt Schöningen sah sich aufgrund ihrer langjährigen Zusage an das DRK, die 
bestehenden Betriebsführungsverträge anzupassen, gezwungen, diese Punkte nun allein 
mit dem DRK zu verhandeln. 
 
Das Verhandlungsergebnis wurde in den anliegenden Entwurf eingearbeitet und umfasst: 

1. Die Anerkennung der Arbeitgeberkosten für eine Fachberatungsstelle nach 
Vergütungsgruppe S 11 b entsprechend der Fachberatung beim Landkreis 
Helmstedt, aufgeteilt auf alle Kita-Gruppen des DRK im Landkreis Helmstedt.  

2. Die Pauschale für die Anerkennung der IT-Kosten wurde von 720,- € pro Jahr und 
Gruppe auf 650,- € gesenkt.  

3. Die Anerkennung der Kosten für das nichtpädagogische Personal (Küchenpersonal) 
für 2 Stunden pro Gruppe und Tag. 

4. Die Erhöhung der allgemeinen Verwaltungskostenpauschale von 5% auf 5,75%.   
 
Die Entwürfe der mit dem DRK abgestimmten Verträge liegen an. Änderungen sind in 
roter Schrift dargestellt. 
 
 
In Vertretung 
 
gez. K. Bock 
Städt. Direktor 
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Anlagen 



Entwurf Stand 02.12.2024 

 
 

V e r t r a g 
 
 

S t a d t  S c h ö n i n g e n  
Markt 1, 38364 Schöningen 

 vertreten durch den Bürgermeister  
 

- nachstehend Stadt  genannt - 
 

und dem  
Deutschen Roten Kreuz, Kreisverband Helmstedt 

Schöninger Str. 10, 38350 Helmstedt, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes 

- nachstehend Träger genannt - 
 

 
wird folgender Vertrag geschlossen: 

 
 

 
§ 1 

Kindertagesstätten 
 

(1) Der Träger betreibt in der Stadt Schöningen, Hopfengarten 6,  38364 Schöningen - als 
 Rechtsträger – seit dem 01.03.2022 eine Kindertagesstätte entsprechend der 
 Betriebserlaubnis des regionalen Landesamtes für Schule und Bildung Hannover -
Landesjugendamt-. Die Kindertagesstätte  wird mit folgenden Gruppen betrieben: 

 
     2 Krippengruppen U 3  und 
     1 altersübergreifende Kindergartengruppe. 
  
(2) Er übernimmt die Förderung von Kindern in dieser Tageseinrichtung entsprechend 

 dem Niedersächsischen Gesetz über Kindertagesstätten und Kindertagespflege 
(NKiTaG) und den  diese Bestimmungen ergänzenden Gesetzen und Regelungen. 

 
 

§ 2 
Gebäude, Grundstücke, Einrichtungen 

 
(1) Die zum Betrieb der Kindertagesstätte erforderlichen Räumlichkeiten stehen im 
 Eigentum des Trägers.  

 Der Träger macht das Nutzungsentgelt in der jährlichen Betriebskostenabrechnung 
 geltend. 

 
(2)  Das Grundstück in der Gemarkung Schöningen, Flur 29, Flurstück 85/4, wird dem 

Träger mittels Erbbaurechtsvertrag durch die Stadt Schöningen zur Verfügung gestellt. 
Hierfür ist gemäß des Erbbaurechtsvertrages vom 05.05.2022 ein jährlicher Erbbauzins 
zu zahlen. 

 
(3) Sind bewegliche und unbewegliche Einrichtungsgegenstände erforderlich, werden sie 

eigenverantwortlich vom Träger angeschafft und stehen in seinem Eigentum. Sofern 
für den Erwerb von Inventar und Spielgeräten finanzielle Mittel der Stadt in 
 Anspruch genommen werden sollen, ist hierfür eine vorherige Abstimmung mit der 
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 Stadt erforderlich. Derartige Maßnahmen sowie deren finanzielle Auswirkungen sind 
 der Stadt spätestens bis zum 30.04. des jeweiligen Vorjahres anzuzeigen. 

 
 

§ 3 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

 
(1) Die personelle Besetzung, die Größe der Gruppen und das Beschäftigungsverhältnis 

 richtet sich in erster Linie nach den Vorschriften des Niedersächsischen Gesetzes 
 über Kindertagesstätten und Kindertagespflege (NKiTaG) in der jeweils gültigen 
Fassung, so dass  die Fördervoraussetzungen des Landes Niedersachsen erfüllt 
werden, im Übrigen  nach dem Ermessen des Trägers unter Berücksichtigung der 
Bestimmungen dieses Vertrages. 

 
(2) Beabsichtigt der Träger, von den für die Personalbesetzung gesetzlich festgelegten 
 Mindeststandards abzuweichen und/oder die Gruppengröße zu verringern und/oder 
 veränderte Betreuungs- sowie Gruppenangebote anzubieten, so setzt dies eine 
 vorherige Vereinbarung mit der Stadt voraus, sofern finanzielle Mittel der Stadt in 
 Anspruch genommen werden sollen. 
 
(3) Der Träger verpflichtet sich, die für den Betrieb der Kindertagesstätte erforderlichen 

 Fach- und Hilfskräfte unabhängig von Geschlecht, Hautfarbe, Herkunft oder Religion 
einzustellen. 

 
 

§ 4 
Leistungen des Trägers 

 
(1) Der Träger verpflichtet sich, die sachlichen und personellen Voraussetzungen für den 
 Betrieb der Kindertagesstätten zu schaffen und zu erhalten. Er verantwortet die 
 pädagogische und fürsorgliche Betreuung der Kinder. 

 
(2) Zur Finanzierung der Betriebskosten stellt der Träger alle ihm für diesen Zweck (auch 

 von Dritten) gewährten Zuwendungen zur Verfügung. Für Spenden gilt dies nur 
insoweit, als diese ohne konkrete Zweckbindung zur allgemeinen Finanzierung der 
Kindertagesstätte erfolgen. 

 
(3) Der Träger übernimmt die laufenden Betriebskosten der Kindertagesstätten. Hierzu 
 gehören insbesondere: 
 

1. angemessene Personalkosten, dies sind  
 

 a) tarifrechtliche Aufwendungen für die Vergütung des in der Kindertagesstätte 
erforderlichen pädagogischen Personals. Die jeweilige Personalstärke richtet 
sich nach dem NKiTaG. 

 
b) tarifrechtliche Aufwendungen für die Vergütung der erforderlichen Kita 

Fachberatung gem. §13 (1) NKiTaG. Die zulässige Gesamthöhe errechnet sich 
aus den jährlichen Gesamtkosten einer S11b-Stelle (VZÄ). Die Gesamtkosten 
sind unter der Gesamtheit aller Einrichtungen nach Gruppenanzahl des Trägers 
aufzuteilen. 

 
c)  Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung und Zusatzversorgung 
 
d) vermögenswirksame Leistungen 
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e) Beiträge für Personalhaftpflicht- und Eigenschadenversicherung, soweit sie 

nicht vom Träger übernommen werden 
 
f) Personalnebenausgaben für die Fortbildung der pädagogisch tätigen Kräfte 

(Teilnehmergebühren, Zeitschriften, Bücher) bis zu  250,00 € je Kraft und Jahr 
 
g) tarifrechtliche Aufwendungen für die Vergütung des mit der Gebäudereinigung 

sowie der Außenanlagenpflege beauftragten Personals, soweit diese 
Leistungen nicht durch Fremdunternehmen erbracht werden. Vor der Vergabe 
derartiger Leistungen an Fremdunternehmen werden durch den Träger 
mindestens 3 Vergleichsangebote eingeholt.  

 
h) für das Küchenpersonal  2 Std./Tag/Gruppe 
 
i)  für 1 FSJ-Kraft  (Freiwilliges Soziales Jahr). 
  

2. angemessene Sachkosten, dies sind 
 
 a) Beiträge an Fachverbände 
  
 b) Versicherungen und öffentliche Abgaben 
 
 c) Reinigung einschließlich Wäschereinigung und Sanitärbedarf 
 
 d) Heizung, Strom, Gas, Wasser, Abfallentsorgung etc. 
 
 e) Verkehrssicherungspflicht (Winterdienst etc.); siehe. Ziff. 1g 
 
 f) Nutzungsentgelt für Gebäude, Freiflächen und Inventar sowie kalkulatorische 

Mieten einschließlich Afa werden schriftlich als Nebenabreden fixiert 
  
 g) Bürobedarf zu 250,00 € je Gruppe und Jahr  
 
 h) die tatsächlichen Kosten für Porto sowie die damit zusammenhängenden 

vertraglichen Verpflichtungen (Telefon, GEZ, Internet etc.) 
 
 i) IT-Kosten zu 650,00 € je Gruppe und Jahr 
 
  
 j) medizinischer Sachbedarf, Milch, Wasser und Tee 
 
 k) Aktivitäten, Spiel- und Beschäftigungsmaterial bis zu 47,00 € pro Kind und Jahr 

inkl. 2,00 % Dynamik (siehe Anlage) gemäß der genehmigten Platzzahl 
 
 l) Inventarunterhaltung und Ergänzung bis zu 40,00 € pro Kind und Jahr inkl 2,00 

% Dynamik (siehe Anlage) gemäß der genehmigten Platzzahl 
 
 m) kleinere und mittlere Bauunterhaltungsmaßnahmen bis zu 5,00 € m³ jährlich 

inkl. 2,00 % Dynamik 
  (siehe § 5 zu Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie großen 

Bauinstandsetzungsmaßnahmen) 
   
 n) allgemeine Verwaltungskosten in Höhe von 5,75 % der Kosten gem. § 4 Abs. 3 

Nr. 1 und 2.  
 

Ein Verwendungsnachweis  ist im Hinblick auf die Pauschalbeträge nach 
Buchstaben 2 k– m nicht erforderlich. 
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Jegliche Verpflegungskosten sowie die hierfür erforderlichen Personalkosten , mit  
Ausnahme der Kosten nach Buchstabe 1 h) und 2 j) zählen nicht zu den 
Betriebskosten. Diese Kosten sind vom Träger direkt mit den Erziehungsberechtigten 
abzurechnen. 
 

§ 5 
Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 

 
Abgrenzend zu kleinen und mittleren Bauunterhaltungsmaßnahmen im Sinne von § 4 Abs. 
3, Nr. 2, Buchstabe l erfolgen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie große 
Bauinstandsetzungsmaßnahmen - sofern für derartige Maßnahmen finanzielle Mittel der 
Stadt in Anspruch genommen werden sollen - ausschließlich nach vorheriger 
Einzelvereinbarung zwischen der Stadt und dem Träger. Hierbei sind der Stadt die 
jeweiligen Maßnahmen sowie deren finanzielle Auswirkungen spätestens bis zum 30.04. 
des jeweiligen Vorjahres anzuzeigen. 
 

§ 6 a 
Elternentgelte Krippenkinder U 3 

 
(1) Der Träger erhebt von den Erziehungsberechtigten für die Betreuung ihrer Kinder ein 
 Entgelt. Gestaltung und Höhe des Entgeltes richtet sich nach der Entgeltordnung der 
 Stadt in ihrer jeweils gültigen Fassung. Dies gilt nicht für ein eventuelles 
 Verpflegungsgeld. 

 
  

(2) Der Träger wirkt zur Vermeidung von Einnahmerückständen darauf hin, dass die 
 Elternentgelte regelmäßig und rechtzeitig gezahlt werden. Falls die Zahlung des 
 Elternentgeltes um zwei Monate im Verzug ist, erfolgt eine Mahnung mit gleichzeitiger 
 Androhung des Ausschlusses vom Kindertagesstättenbesuch. Der Ausgleich der 
 Forderung hat innerhalb von 2 Wochen durch die Sorgeberechtigten zu erfolgen. Für 
den Fall, dass die Sorgeberechtigten die Forderung des Trägers  nach  Datum des 
Schreibens zuzüglich zwei weiterer Werktage der Zustellung  nicht binnen  zwei 
Wochen ausgleichen, ist der Träger berechtigt, die Betreuungsvereinbarung mit 
 den  Sorgeberechtigten zum Monatsende zu  kündigen. Der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe – Landkreis Helmstedt- ist in dieser Angelegenheit gemäß der 
Wahrnehmungsvereinbarung zu beteiligen. 

 
          § 6 b 

Elternentgelte für Kindergartenkinder Ü 3 
 

(1) Für Kinder, von der Vollendung des dritten Lebensjahres  bis zur Einschulung, ist der 
 Besuch der  Kindertagesstätte beitragsfrei; die Beteiligung an den Kosten der 
 Verpflegung bleibt unberührt. Die Beitragsfreiheit besteht nur für eine Betreuungszeit 
 von höchstens acht Stunden täglich. Die Inanspruchnahme einer darüber 
 hinausgehenden Betreuung (Sonderdienste) bleibt weiterhin kostenpflichtig. 
 Gestaltung und Höhe des Entgeltes richtet sich nach der Entgeltordnung der  Stadt 
 in ihrer jeweils gültigen Fassung. 
 
(2) Der Träger wirkt zur Vermeidung von Einnahmerückständen darauf hin, dass die 

 Elternentgelte für den/die Sonderdienst/Sonderdienste regelmäßig und rechtzeitig 
 gezahlt werden. Falls die Zahlung des  Elternentgeltes um vier  Monate im 
 Verzug ist, erfolgt eine Mahnung mit gleichzeitiger  Androhung des Ausschlusses vom 
 Kindertagesstättenbesuch. Der Ausgleich der  Forderung hat innerhalb von 2 
 Wochen durch die Sorgeberechtigten zu erfolgen. Für den Fall, dass die 
 Sorgeberechtigten die Forderung des Trägers  nach  Datum des Schreibens 



5 

 
 zuzüglich zwei weiterer Werktage der Zustellung  nicht binnen  zwei Wochen 
 ausgleichen, ist der Träger berechtigt, die Betreuungsvereinbarung mit  den 
 Sorgeberechtigten zum Monatsende zu kündigen. Der örtliche Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe – Landkreis Helmstedt- ist in dieser Angelegenheit gemäß der 
Wahrnehmungsvereinbarung zu beteiligen. 

 
§ 7 

Leistungen der Stadt 
 

(1)  Die Stadt leistet zu den Betriebskosten des Trägers einen jährlichen Zuschuss in 
 Höhe der durch Elternentgelte, Mittel des Trägers, des Landes  Niedersachsen, 
oder sonstiger Zuwendungen Dritter (soweit der  Verwendungszweck dies nicht 
ausschließt) nicht gedeckten Betriebskosten. Der  jährliche Zuschuss des 
Landkreises Helmstedt aus der Wahrnehmungsvereinbarung wird direkt mit der Stadt 
 abgerechnet. 
 
Hinsichtlich eventueller Spenden wird auf die Regelung des § 4 Abs. 2 verwiesen. 

 
(2) Der Zuschuss wird in gleichen vierteljährlichen Raten jeweils zu Beginn des 2. 

 Monats eines Kalendervierteljahres zunächst in Form einer Vorausleistung gezahlt. 
 Zur Ermittlung der jährlichen Zuschusshöhe teilt der Träger der Stadt bis zum 30.04. 
des jeweiligen Vorjahres seine Einnahme-/Ausgabekalkulation mit. 

 
(3) Nach Abschluss des Haushaltsjahres wird die Differenz zwischen dem als 
 Vorausleistung gezahlten und nach Maßgabe der Jahresrechnung tatsächlich zu 
 leistenden Zuschusses bis spätestens 30.06. des Folgejahres ermittelt. Der Ausgleich 
 erfolgt grundsätzlich 6 Wochen nach Rechnungslegung. 
 

§ 8 
Zuschüsse 

 
Beide Vertragspartner unterstützen sich gegenseitig beim Erwirken von Zuschüssen 
anderer Stellen (z. B. vom Land Niedersachsen, Landkreis Helmstedt und sonstigen 
Dritten). 
 

§ 9 
Aufnahme und Abmeldung der Kinder 

 
(1)  Der Träger verpflichtet sich, vorrangig Kinder aus der Stadt (Erstwohnsitz) ohne 

Rücksicht auf ihr Bekenntnis und ihre Nationalität im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Plätze nach Maßgabe des Niedersächsischen Gesetzes über 
Kindertagesstätten und Kindertagespflege (NKiTaG) in seiner jeweils gültigen Fassung 
aufzunehmen.  
Die Erklärung des Trägers zu den Vergabekriterien der Plätze ist beigefügt. 

 
(2) Der Träger erklärt sich bereit, im Rahmen seines Leistungsvermögens in besonderen 

 Notfällen Kinder aufzunehmen, die ihm von der Stadt benannt werden. Kinder aus 
 anderen Kommunen werden nur aufgenommen, wenn freie Plätze und ein besonderes 
berechtigtes  Interesse besteht oder wenn für die Einrichtung keine Kinder auf der 
Warteliste geführt werden. 

 

(3) Der Träger wird bei der Aufnahme auf eventuelle Pläne der Stadt oder für die Stadt 

 verbindliche Pläne Dritter Rücksicht nehmen. Die trägerübergreifende Platzvergabe 
erfolgt über die durch die Stadt bereitgestellte Fachsoftware „NOLIS | Kita-Platz“. 
Hierüber werden Anmeldungen zentral und trägerübergreifend durch die 
Erziehungsberechtigten abgegeben. Es können bis zu fünf Wunsch-Kitas angegeben 
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werden. Bei Bedarf können Abstimmungsgespräche in gemeinsamen Gesprächen der 
Kita-Leitungen stattfinden.  
Die schriftlichen  Zusagen für die Vergabe der Krippen- und Kindergartenplätze 
erfolgen in der letzten  Woche des Monats Januar. Die Rückmeldefrist für die 
Eltern an die Einrichtung wird  einheitlich auf den 15.02. festgelegt. 

 Die Betreuungsplätze der Kinder, die in der Zeit vom 01.07. bis zum 30.09. (Flexi-
 Kinder) das  sechste Lebensjahr vollenden, werden  erst nach dem 01.05. wegen 
 des flexiblen Einschulungstermins vergeben.   

 
(4) Das Kindergartenjahr läuft vom 01. August eines jeden Jahres bis zum 31. Juli des 

Folgejahres. Im Jahr der Einschulung endet das Betreuungsverhältnis spätestens mit 
der Einschulung des Kindes. Die Kündigungsfrist für einen Kindertagesstättenplatz wird 
auf 4 Wochen zum Ende eines jeden Kindergartenjahres festgelegt. 

 In begründeten Ausnahmefällen kann eine vorzeitige Beendigung des 
 Betreuungsverhältnisses oder des Betreuungsumfangs zum Monatsende zwischen 
 den Sorgeberechtigten und dem Träger schriftlich vereinbart werden. 
 

§ 10 
Prüfung, Information und Beteiligung der Stadt 

 
(1) Die Stadt ist berechtigt, nach Abstimmung mit dem Träger die Einrichtungen zu 
 betreten und zu besichtigen. Der Träger ist verpflichtet, die notwendigen Auskünfte zu 
 erteilen. 

 
(2) Die Stadt hat für die Prüfung der Rechnungslegung ein uneingeschränktes Einsichts- 
 und Prüfungsrecht. 
 
(3) Die Betriebserlaubnis und der Finanzhilfebescheid ist der Stadt in der jeweils gültigen 
 unaufgefordert Fassung vorzulegen. 
 
(4) Die Personalstärke nach § 4 Abs. 3, Ziff. 1 a ist jährlich anhand einer 
 Personalbedarfsrechnung nachzuweisen. 
 

§ 11 
Vertragsdauer 

 
(1) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er kann von jedem 
 Vertragspartner ohne Angabe von Gründen mit einer Kündigungsfrist von 6 Monaten 
 zum Ende eines Kalenderjahres, und zwar spätestens am 1. Werktag des Monats Juli, 
 gekündigt werden. Die Kündigung bedarf der Schriftform.  

 
(2) Kündigt die Stadt den Vertrag aus Gründen, die der Träger nicht zu vertreten hat, so 
 leistet die Stadt den Zuschuss gem. § 6 bis zum Zeitpunkt der nächstmöglichen 
 Beendigung der Dienstverhältnisse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
 Kindertagesstätte, bei unkündbaren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern jedoch 
 längstens ein Jahr nach Beendigung des Vertragsverhältnisses. 
 

Soweit in der in Abs. 2, Satz 1 genannten Frist der Betrieb der Kindertagesstätte nicht 
mehr aufrechterhalten wird, leistet die Stadt den Zuschuss nur für die erforderlichen 
Personalkosten gem. § 4 Abs. 3 Ziff. 1 a – c. 
 
Die Nachbezuschussungspflicht der Stadt endet, sobald ein 
Personalübernahmeangebot zu vergleichbaren Bedingungen vorliegt. 
 

(3) Bei vertragswidrigem Verhalten eines Vertragspartners kann der jeweils andere 
 Vertragspartner den Vertrag mit einer Kündigungsfrist von 3 Monaten zum Ende eines 
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 Kalenderhalbjahres, und zwar spätestens am 1. Werktag der Monate April oder 
 Oktober, kündigen. Die Kündigung muss begründet werden. 

 
(4) Beide Vertragspartner vereinbaren, dass neue Verhandlungen über die 
 Finanzausstattung der Kindertagesstätten geführt werden können, wenn sich die 
 Einnahme-/Ausgabesituation wesentlich ändert. 

 
§ 12 

Salvatorische Klausel 
 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein, so bleibt die Wirksamkeit 
der übrigen Bestimmungen davon unberührt. 
 
Die Vertragspartner verpflichten sich in diesem Falle, Verhandlungen mit dem Ziel 
aufzunehmen, die unwirksame Bestimmung durch eine wirtschaftlich gleichwertige 
Regelung zu ersetzen. 
 
 

§ 13 
Gerichtsstand 

 
Gerichtsstand für evtl. Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist das Amtsgericht Helmstedt bzw. 
das Landgericht Braunschweig. 
 
 

§ 14 
Inkrafttreten 

 
Dieser Vertrag tritt am XXXXXXX in Kraft.  
 
Schöningen,  
 
 
 
Stadt Schöningen            Betreiber 
 
 
_____________________    ___________________ 
 
Bürgermeister      XXXXXX 



Entwurf Stand 02.12.2024 

 
 

V e r t r a g 
 
 

S t a d t  S c h ö n i n g e n  
Markt 1, 38364 Schöningen 

 vertreten durch den Bürgermeister  
 

- nachstehend Stadt  genannt - 
 

und dem  
Deutschen Roten Kreuz, Kreisverband Helmstedt 

Schöninger Str. 10, 38350 Helmstedt, 
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes 

- nachstehend Träger genannt - 
 

 
wird folgender Vertrag geschlossen: 

 
 

 
§ 1 

Kindertagesstätten 
 

(1) Der Träger betreibt in der Stadt Schöningen, Steintor 24,  38364 Schöningen - als 
 Rechtsträger – seit dem 15.12.2023 die Kindertagesstätte „Steintor“ entsprechend der 
 Betriebserlaubnis des regionalen Landesamtes für Schule und Bildung Hannover -
Landesjugendamt-. Die Kindertagesstätte  wird mit folgenden Gruppen betrieben: 

 
     1 Krippengruppe U 3  und 
     1 Kindergartengruppe. 
  
(2) Er übernimmt die Förderung von Kindern in dieser Tageseinrichtung entsprechend 

 dem Niedersächsischen Gesetz über Kindertagesstätten und Kindertagespflege 
(NKiTaG) und den  diese Bestimmungen ergänzenden Gesetzen und Regelungen. 

 
 

§ 2 
Gebäude, Grundstücke, Einrichtungen 

 
(1) Die zum Betrieb der Kindertagesstätte erforderlichen Räumlichkeiten stehen im 
 Eigentum des Trägers.  

 Der Träger macht das Nutzungsentgelt in der jährlichen Betriebskostenabrechnung 
 geltend. 

 
(2)  Das Grundstück befindet sich  in der Gemarkung Schöningen, Flur 12, Flurstück 5/1.  
 
(3) Sind bewegliche und unbewegliche Einrichtungsgegenstände erforderlich, werden sie 

eigenverantwortlich vom Träger angeschafft und stehen in seinem Eigentum. Sofern 
für den Erwerb von Inventar und Spielgeräten finanzielle Mittel der Stadt in 
 Anspruch genommen werden sollen, ist hierfür eine vorherige Abstimmung mit der 
 Stadt erforderlich. Derartige Maßnahmen sowie deren finanzielle Auswirkungen sind 
 der Stadt spätestens bis zum 30.04. des jeweiligen Vorjahres anzuzeigen. 
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§ 3 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
 
(1) Die personelle Besetzung, die Größe der Gruppen und das Beschäftigungsverhältnis 

 richtet sich in erster Linie nach den Vorschriften des Niedersächsischen Gesetzes 
 über Kindertagesstätten und Kindertagespflege (NKiTaG) in der jeweils gültigen 
Fassung, so dass  die Fördervoraussetzungen des Landes Niedersachsen erfüllt 
werden, im Übrigen  nach dem Ermessen des Trägers unter Berücksichtigung der 
Bestimmungen dieses Vertrages. 

 
(2) Beabsichtigt der Träger, von den für die Personalbesetzung gesetzlich festgelegten 
 Mindeststandards abzuweichen und/oder die Gruppengröße zu verringern und/oder 
 veränderte Betreuungs- sowie Gruppenangebote anzubieten, so setzt dies eine 
 vorherige Vereinbarung mit der Stadt voraus, sofern finanzielle Mittel der Stadt in 
 Anspruch genommen werden sollen. 
 
(3) Der Träger verpflichtet sich, die für den Betrieb der Kindertagesstätte erforderlichen 

 Fach- und Hilfskräfte unabhängig von Geschlecht, Hautfarbe, Herkunft oder Religion 
einzustellen. 

 
 

§ 4 
Leistungen des Trägers 

 
(1) Der Träger verpflichtet sich, die sachlichen und personellen Voraussetzungen für den 
 Betrieb der Kindertagesstätten zu schaffen und zu erhalten. Er verantwortet die 
 pädagogische und fürsorgliche Betreuung der Kinder. 

 
(2) Zur Finanzierung der Betriebskosten stellt der Träger alle ihm für diesen Zweck (auch 

 von Dritten) gewährten Zuwendungen zur Verfügung. Für Spenden gilt dies nur 
insoweit, als diese ohne konkrete Zweckbindung zur allgemeinen Finanzierung der 
Kindertagesstätte erfolgen. 

 
(3) Der Träger übernimmt die laufenden Betriebskosten der Kindertagesstätten. Hierzu 
 gehören insbesondere: 
 

1. angemessene Personalkosten, dies sind  
 

 a) tarifrechtliche Aufwendungen für die Vergütung des in der Kindertagesstätte 
erforderlichen pädagogischen Personals. Die jeweilige Personalstärke richtet 
sich nach dem NKiTaG. 

 
b) tarifrechtliche Aufwendungen für die Vergütung der erforderlichen Kita 

Fachberatung gem. §13 (1) NKiTaG. Die zulässige Gesamthöhe errechnet sich 
aus den jährlichen Gesamtkosten einer S11b-Stelle (VZÄ). Die Gesamtkosten 
sind unter der Gesamtheit aller Einrichtungen nach Gruppenanzahl des Trägers 
aufzuteilen. 

 
c)  Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung und Zusatzversorgung 
 
d) vermögenswirksame Leistungen 
 
e) Beiträge für Personalhaftpflicht- und Eigenschadenversicherung, soweit sie 

nicht vom Träger übernommen werden 
 
f) Personalnebenausgaben für die Fortbildung der pädagogisch tätigen Kräfte 

(Teilnehmergebühren, Zeitschriften, Bücher) bis zu  250,00 € je Kraft und Jahr 
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g) tarifrechtliche Aufwendungen für die Vergütung des mit der Gebäudereinigung 

sowie der Außenanlagenpflege beauftragten Personals, soweit diese 
Leistungen nicht durch Fremdunternehmen erbracht werden. Vor der Vergabe 
derartiger Leistungen an Fremdunternehmen werden durch den Träger 
mindestens 3 Vergleichsangebote eingeholt.  

 
h) für das Küchenpersonal  2 Std./Tag/Gruppe 
 
i) für 1 FSJ-Kraft (Freiwilliges Soziales Jahr). 
  

2. angemessene Sachkosten, dies sind 
 
 a) Beiträge an Fachverbände 
  
 b) Versicherungen und öffentliche Abgaben 
 
 c) Reinigung einschließlich Wäschereinigung und Sanitärbedarf 
 
 d) Heizung, Strom, Gas, Wasser, Abfallentsorgung etc. 
 
 e) Verkehrssicherungspflicht (Winterdienst etc.); siehe. Ziff. 1g 
 
 f) Nutzungsentgelt für Gebäude, Freiflächen und Inventar sowie kalkulatorische 

Mieten einschließlich Afa werden schriftlich als Nebenabreden fixiert  
 
 g) Bürobedarf zu 250,00 € ja Gruppe und Jahr 
 
 h) die tatsächlichen Kosten für Porto sowie die damit zusammenhängenden 

vertraglichen Verpflichtungen (Telefon, GEZ, Internet etc.) 
 
 i) IT-Kosten zu 650,00 € je Gruppe und Jahr 
  
 j) medizinischer Sachbedarf, Milch, Wasser und Tee 
 
 k) Spiel- und Beschäftigungsmaterial bis zu 47,00 € pro Kind und Jahr inkl. 2,00 

% Dynamik (siehe Anlage) gemäß der genehmigten Platzzahl 
 
 l) Inventarunterhaltung und Ergänzung bis zu 40,00 € pro Kind und Jahr inkl 2,00 

% Dynamik (siehe Anlage) gemäß der genehmigten Platzzahl 
 
 m) kleinere und mittlere Bauunterhaltungsmaßnahmen bis zu 5,00 € m³ jährlich 

inkl. 2,00 % Dynamik 
  (siehe § 5 zu Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie großen 

Bauinstandsetzungsmaßnahmen) 
   
 n) allgemeine Verwaltungskosten in Höhe von 5,75 % der Kosten gem. § 4 Abs. 3 

Nr. 1 und 2.  
 

Ein Verwendungsnachweis  ist im Hinblick auf die Pauschalbeträge nach 
Buchstaben 2 k - m nicht erforderlich. 
 

Jegliche Verpflegungskosten sowie die hierfür erforderlichen Personalkosten , mit  
Ausnahme der Kosten nach Buchstabe 1  h) und 2 j) zählen nicht zu den 
Betriebskosten. Diese Kosten sind vom Träger direkt mit den Erziehungsberechtigten 
abzurechnen. 
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§ 5 

Neu-, Um- und Erweiterungsbauten 
 
Abgrenzend zu kleinen und mittleren Bauunterhaltungsmaßnahmen im Sinne von § 4 Abs. 
3, Nr. 2, Buchstabe l erfolgen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie große 
Bauinstandsetzungsmaßnahmen - sofern für derartige Maßnahmen finanzielle Mittel der 
Stadt in Anspruch genommen werden sollen - ausschließlich nach vorheriger 
Einzelvereinbarung zwischen der Stadt und dem Träger. Hierbei sind der Stadt die 
jeweiligen Maßnahmen sowie deren finanzielle Auswirkungen spätestens bis zum 30.04. 
des jeweiligen Vorjahres anzuzeigen. 
 

§ 6 a 
Elternentgelte Krippenkinder U 3 

 
(1) Der Träger erhebt von den Erziehungsberechtigten für die Betreuung ihrer Kinder ein 
 Entgelt. Gestaltung und Höhe des Entgeltes richtet sich nach der Entgeltordnung der 
 Stadt in ihrer jeweils gültigen Fassung. Dies gilt nicht für ein eventuelles 
 Verpflegungsgeld. 

 
  

(2) Der Träger wirkt zur Vermeidung von Einnahmerückständen darauf hin, dass die 
 Elternentgelte regelmäßig und rechtzeitig gezahlt werden. Falls die Zahlung des 
 Elternentgeltes um zwei Monate im Verzug ist, erfolgt eine Mahnung mit gleichzeitiger 
 Androhung des Ausschlusses vom Kindertagesstättenbesuch. Der Ausgleich der 
 Forderung hat innerhalb von 2 Wochen durch die Sorgeberechtigten zu erfolgen. Für 
den Fall, dass die Sorgeberechtigten die Forderung des Trägers  nach  Datum des 
Schreibens zuzüglich zwei weiterer Werktage der Zustellung  nicht binnen  zwei 
Wochen ausgleichen, ist der Träger berechtigt, die Betreuungsvereinbarung mit 
 den  Sorgeberechtigten zum Monatsende zu  kündigen. Der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe – Landkreis Helmstedt- ist in dieser Angelegenheit gemäß der 
Wahrnehmungsvereinbarung zu beteiligen. 

 
          § 6 b 

Elternentgelte für Kindergartenkinder Ü 3 
 

(1) Für Kinder, von der Vollendung des dritten Lebensjahres  bis zur Einschulung, ist der 
 Besuch der  Kindertagesstätte beitragsfrei; die Beteiligung an den Kosten der 
 Verpflegung bleibt unberührt. Die Beitragsfreiheit besteht nur für eine Betreuungszeit 
 von höchstens acht Stunden täglich. Die Inanspruchnahme einer darüber 
 hinausgehenden Betreuung (Sonderdienste) bleibt weiterhin kostenpflichtig. 
 Gestaltung und Höhe des Entgeltes richtet sich nach der Entgeltordnung der  Stadt 
 in ihrer jeweils gültigen Fassung. 
 
(2) Der Träger wirkt zur Vermeidung von Einnahmerückständen darauf hin, dass die 

 Elternentgelte für den/die Sonderdienst/Sonderdienste regelmäßig und rechtzeitig 
 gezahlt werden. Falls die Zahlung des  Elternentgeltes um vier  Monate im 
 Verzug ist, erfolgt eine Mahnung mit gleichzeitiger  Androhung des Ausschlusses vom 
 Kindertagesstättenbesuch. Der Ausgleich der  Forderung hat innerhalb von 2 
 Wochen durch die Sorgeberechtigten zu erfolgen. Für den Fall, dass die 
 Sorgeberechtigten die Forderung des Trägers  nach  Datum des Schreibens 
 zuzüglich zwei weiterer Werktage der Zustellung  nicht binnen  zwei Wochen 
 ausgleichen, ist der Träger berechtigt, die Betreuungsvereinbarung mit  den 
 Sorgeberechtigten zum Monatsende zu kündigen. Der örtliche Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe – Landkreis Helmstedt- ist in dieser Angelegenheit gemäß der 
Wahrnehmungsvereinbarung zu beteiligen. 
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§ 7 

Leistungen der Stadt 
 

(1)  Die Stadt leistet zu den Betriebskosten des Trägers einen jährlichen Zuschuss in 
 Höhe der durch Elternentgelte, Mittel des Trägers, des Landes  Niedersachsen, 
oder sonstiger Zuwendungen Dritter (soweit der  Verwendungszweck dies nicht 
ausschließt) nicht gedeckten Betriebskosten. Der  jährliche Zuschuss des 
Landkreises Helmstedt aus der Wahrnehmungsvereinbarung wird direkt mit der Stadt 
 abgerechnet. 
 
Hinsichtlich eventueller Spenden wird auf die Regelung des § 4 Abs. 2 verwiesen. 

 
(2) Der Zuschuss wird in gleichen vierteljährlichen Raten jeweils zu Beginn des 2. 
 Monats eines Kalendervierteljahres zunächst in Form einer Vorausleistung gezahlt. 
 Zur Ermittlung der jährlichen Zuschusshöhe teilt der Träger der Stadt bis zum Monat 
 30.04. des jeweiligen Vorjahres seine Einnahme-/Ausgabekalkulation mit. 
 
(3) Nach Abschluss des Haushaltsjahres wird die Differenz zwischen dem als 
 Vorausleistung gezahlten und nach Maßgabe der Jahresrechnung tatsächlich zu 
 leistenden Zuschusses bis spätestens 30.06. des Folgejahres ermittelt. Der Ausgleich 
 erfolgt grundsätzlich 6 Wochen nach Rechnungslegung. 
 

§ 8 
Zuschüsse 

 
Beide Vertragspartner unterstützen sich gegenseitig beim Erwirken von Zuschüssen 
anderer Stellen (z. B. vom Land Niedersachsen, Landkreis Helmstedt und sonstigen 
Dritten). 
 

§ 9 
Aufnahme und Abmeldung der Kinder 

 
(1)  Der Träger verpflichtet sich, vorrangig Kinder aus der Stadt (Erstwohnsitz) ohne 

Rücksicht auf ihr Bekenntnis und ihre Nationalität im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Plätze nach Maßgabe des Niedersächsischen Gesetzes über 
Kindertagesstätten und Kindertagespflege (NKiTaG) in seiner jeweils gültigen Fassung 
aufzunehmen.  
Die Erklärung des Trägers zu den Vergabekriterien der Plätze ist beigefügt. 

 
(2) Der Träger erklärt sich bereit, im Rahmen seines Leistungsvermögens in besonderen 

 Notfällen Kinder aufzunehmen, die ihm von der Stadt benannt werden. Kinder aus 
 anderen Kommunen werden nur aufgenommen, wenn freie Plätze und ein besonderes 
berechtigtes  Interesse besteht oder wenn für die Einrichtung keine Kinder auf der 
Warteliste geführt werden. 

 
(3) Der Träger wird bei der Aufnahme auf eventuelle Pläne der Stadt oder für die Stadt 

 verbindliche Pläne Dritter Rücksicht nehmen Die trägerübergreifende Platzvergabe 
erfolgt über die durch die Stadt bereitgestellte Fachsoftware „NOLIS | Kita-Platz“. 
Hierüber werden Anmeldungen zentral und trägerübergreifend durch die 
Erziehungsberechtigten abgegeben. Es können bis zu fünf Wunsch-Kitas angegeben 
werden. Bei Bedarf können Abstimmungsgespräche in gemeinsamen Gesprächen der 
Kita-Leitungen stattfinden..   
Die schriftlichen  Zusagen für die Vergabe der Krippen- und Kindergartenplätze 
erfolgen in der letzten  Woche des Monats Januar. Die Rückmeldefrist für die 
Eltern an die Einrichtung wird  einheitlich auf den 15.02. festgelegt. 
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 Die Betreuungsplätze der Kinder, die in der Zeit vom 01.07. bis zum 30.09. (Flexi-
 Kinder) das  sechste Lebensjahr vollenden, werden  erst nach dem 01.05. wegen 
 des flexiblen Einschulungstermins vergeben.   

 
(4) Das Kindergartenjahr läuft vom 01. August eines jeden Jahres bis zum 31. Juli des 

Folgejahres. Im Jahr der Einschulung endet das Betreuungsverhältnis spätestens mit 
der Einschulung des Kindes. Die Kündigungsfrist für einen Kindertagesstättenplatz wird 
auf 4 Wochen zum Ende eines jeden Kindergartenjahres festgelegt. 

 In begründeten Ausnahmefällen kann eine vorzeitige Beendigung des 
 Betreuungsverhältnisses oder des Betreuungsumfangs zum Monatsende zwischen 
 den Sorgeberechtigten und dem Träger schriftlich vereinbart werden. 
 

§ 10 
Prüfung, Information und Beteiligung der Stadt 

 
(1) Die Stadt ist berechtigt, nach Abstimmung mit dem Träger die Einrichtungen zu 
 betreten und zu besichtigen. Der Träger ist verpflichtet, die notwendigen Auskünfte zu 
 erteilen. 

 
(2) Die Stadt hat für die Prüfung der Rechnungslegung ein uneingeschränktes Einsichts- 
 und Prüfungsrecht. 
 
(3) Die Betriebserlaubnis und der Finanzhilfebescheid ist der Stadt in der jeweils gültigen 
 unaufgefordert Fassung vorzulegen. 
 
(4) Die Personalstärke nach § 4 Abs. 3, Ziff. 1 a ist jährlich anhand einer 
 Personalbedarfsrechnung nachzuweisen. 
 

§ 11 
Vertragsdauer 

 
(1) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. Er kann von jedem 
 Vertragspartner ohne Angabe von Gründen mit einer Kündigungsfrist von 6 Monaten 
 zum Ende eines Kalenderjahres, und zwar spätestens am 1. Werktag des Monats Juli, 
 gekündigt werden. Die Kündigung bedarf der Schriftform.  

 
(2) Kündigt die Stadt den Vertrag aus Gründen, die der Träger nicht zu vertreten hat, so 
 leistet die Stadt den Zuschuss gem. § 6 bis zum Zeitpunkt der nächstmöglichen 
 Beendigung der Dienstverhältnisse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
 Kindertagesstätte, bei unkündbaren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern jedoch 
 längstens ein Jahr nach Beendigung des Vertragsverhältnisses. 
 

Soweit in der in Abs. 2, Satz 1 genannten Frist der Betrieb der Kindertagesstätte nicht 
mehr aufrechterhalten wird, leistet die Stadt den Zuschuss nur für die erforderlichen 
Personalkosten gem. § 4 Abs. 3 Ziff. 1 a – c. 
 
Die Nachbezuschussungspflicht der Stadt endet, sobald ein 
Personalübernahmeangebot zu vergleichbaren Bedingungen vorliegt. 
 

(3) Bei vertragswidrigem Verhalten eines Vertragspartners kann der jeweils andere 
 Vertragspartner den Vertrag mit einer Kündigungsfrist von 3 Monaten zum Ende eines 
 Kalenderhalbjahres, und zwar spätestens am 1. Werktag der Monate April oder 
 Oktober, kündigen. Die Kündigung muss begründet werden. 

 
(4) Beide Vertragspartner vereinbaren, dass neue Verhandlungen über die 
 Finanzausstattung der Kindertagesstätten geführt werden können, wenn sich die 
 Einnahme-/Ausgabesituation wesentlich ändert. 
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§ 12 

Salvatorische Klausel 
 

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein, so bleibt die Wirksamkeit 
der übrigen Bestimmungen davon unberührt. 
 
Die Vertragspartner verpflichten sich in diesem Falle, Verhandlungen mit dem Ziel 
aufzunehmen, die unwirksame Bestimmung durch eine wirtschaftlich gleichwertige 
Regelung zu ersetzen. 
 
 

§ 13 
Gerichtsstand 

 
Gerichtsstand für evtl. Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist das Amtsgericht Helmstedt bzw. 
das Landgericht Braunschweig. 
 
 

§ 14 
Inkrafttreten 

 
Dieser Vertrag tritt am XXXXXXX in Kraft.  
 
Schöningen,  
 
 
 
Stadt Schöningen            Betreiber 
 
 
_____________________    ___________________ 
 
Bürgermeister      XXXXXX 


